4

Praktiker Erfahrungsaustausch zum Zuwanderungsgesetz

30./31. März 2006

Berlin

4. Thema: Rückführung

ORR’in Barbara Hitz, Bundespolizeidirektion

Koordinierungsstelle des Bundes für Rückführungsangelegenheiten

I. Einführung 
Ausgehend von einem Ziel des Zuwanderungsgesetzes, der Gestaltung der Zuwanderung (§ 1 Abs. 1 S. 2 AufenthG), ist festzuhalten, dass die Beendigung des Aufenthaltes (§§ 50 ff AufenthG) ein zentrales Element ist. Dabei ist – soweit eine freiwillige Rückkehr nicht möglich ist – auf das Instrument der zwangsweisen Rückführung zurückzugreifen. Im Jahr 2005 gab es 17.773 Abschiebungen, davon 16.865 auf dem Luftweg. Diese Zahlen bestätigen den Trend der letzten Jahre – die Zahl der Abschiebungen geht zurück (2004: 21.970 Abschiebungen, d.h. ein Rückgang von 23,2 %).  
Bei der Durchführung der Rückführung ist zunächst auf die Beschaffung von Heimreisedokumenten (II.), dann auf die praktische Ausführung (III.) und letztlich auf die kostenmäßige Abwicklung der Maßnahme (IV.) einzugehen. 
II. Beschaffung von Heimreisedokumenten 
Durch das Zuwanderungsgesetz wurde mit der Regelung des § 71 Abs. 3 Nr. 7 AufenthG die erforderliche Klarstellung hinsichtlich der Zuständigkeit der Bundespolizei für Beschaffung von Heimreisedokumenten für Ausländer einzelner Staaten erreicht. 
Diese Aufgabe wird im Wege der Amtshilfe für die Länder durch die Bundespolizeidirektion wahrgenommen. Derzeit werden dreizehn Staaten (Benin, Burundi, Gambia, Guinea-Bissau, Liberia, Mali, Mauretanien, Nigeria, Senegal, Sierra Leone, Sudan, Togo, Uganda und Vietnam) zentral von der Bundespolizeidirektion bearbeitet. Durch die Zentralisierung konnten teilweise Fortschritte bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten erreicht werden, etwa durch stetige und intensive Kontakte zu den Botschaften. Insgesamt gesehen hat sich dieses Verfahren bewährt. 

Die bestehenden Probleme bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten sind weniger in der Gesetzeslage (insbes. § 48 Abs. 3 und § 49 Abs. 1 AufenthG), sondern vielmehr in der Praxis begründet. Neben der Weigerung der Rückzuführenden, trotz bestehender Verpflichtung an der Beschaffung der Dokumente mitzuwirken, ist die tatsächliche Zusammenarbeit mit den Behörden der aufnehmenden Staaten schwierig. Generell lässt sich bei vielen der von der Bundespolizeidirektion betreuten Staaten eine sehr geringe Kooperationsbereitschaft und die Weigerung, ihrer völkerrechtlichen Verpflichtung zur Aufnahme ihrer staatsangehörigen nachzukommen, feststellen. 
Es sind exemplarisch ausgeführt, folgende Problempunkte im Zusammenwirken besonders hervorzuheben: 

· schleppende Bearbeitung von Anträgen 

· Aussetzen der Bearbeitung

· Verknüpfen der Ausstellung von Pässen / Passersatzpapieren mit anderen (unzulässigen) Forderungen 
· keine Ausstellung von Pässen / Passersatzpapieren trotz feststehender Staatsangehörigkeit 
· zu späte bzw. zu kurzfristige Ausstellung von Pässen / Passersatzpapieren, ggf. mit sehr kurzer Gültigkeit, so dass (kostenpflichtige) Verlängerungen bzw. Neuausstellungen erforderlich werden 
· Verlangen von hohen Gebühren 
Entsprechend den obigen Ausführungen ist festzuhalten, dass die gesetzlichen Grundlagen zur Aufgabenerfüllung ausreichend sind, es aber weitere Anstrengungen bei der praktischen Anwendung des Gesetzes geben muss. 
Dabei wären die unterschiedlichen Möglichkeiten, die bereits in Einzelfällen etabliert wurden (etwa die Einladung von ausländischen Expertengruppen zu Identifizierungsmaßnahmen) dahingehend zu prüfen, ob sie in größerem Umfang durchgeführt werden könnten. Da nicht nur Deutschland von diesen Problemen betroffen ist, sollte auch bei Maßnahmen der Passersatzbeschaffung geprüft werden, welche Kooperationsformen mit den europäischen Partnern zur Lösung in Betracht kommen. So hat sich etwa die europäische Zusammenarbeit bei der Planung und Durchführung von Sammelrückführungen bereits bewährt.
Wegen der kurzzeitigen Erfahrungen ist derzeit noch offen, inwieweit sich durch die neu eingerichtete Fundpapierdatenbank (§ 49a, § 49b AufenthG) Änderungen bzw. Erleichterungen ergeben, so dass bei einzelnen Personen auf das langwierige und schwierige Verfahren der Beschaffung von Heimreisedokumenten verzichtet werden kann. 
III. Zurückweisung, Zurückschiebung und Rückführung von Ausländern aus und in andere Staaten 

1)Hinsichtlich der konkreten Durchführung von Rückführungen haben sich durch das Zuwanderungsgesetz keine Änderungen ergeben. Die Regelung des § 71 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG entspricht der bisherigen Norm (§ 63 Abs. 4 Nr. 1 AuslG). 
Insoweit ist auch hier festzuhalten, dass die Schwierigkeiten in der Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung auch in diesem Punkt nicht in der Gesetzeslage, sondern in dem Verhalten der rückzuführenden Personen bzw. der aufnehmenden Staaten begründet sind. Nachdem sich das Verhalten der Rückzuführenden nur schwerlich beeinflussen lässt, sind Anstrengungen dahingehend zu entwickeln, dass „Aufnahmeverhalten“ der betroffenen Länder positiv zu gestalten. 
Daher sind neben den bestehenden gesetzlichen Regelungen bi- und multilaterale Rückübernahmeabkommen für ein effektives „Rückkehrmanagement“ unerlässlich. Dabei sollte angestrebt werden, derartige Vereinbahrungen möglichst europaweit einheitlich zu gestalten und gemeinsame Standards festzulegen, um zu verhindern, dass die Staaten durch unterschiedliche Gestaltung der Abkommen (etwa bzgl. der Gewährung von Finanzmittel als Anreiz für die Übernahme von Rückzuführenden) gegeneinander ausgespielt werden. 
Es sollte in diesem Zusammenhang auch die Gelegenheit genutzt werden, die Akzeptanz bzgl. der operativen Durchführung von Rückführungen zu erhöhen und bestehende Restriktionen (etwa die Beschränkung auf 5 Rückzuführende bei Chartermaßnahmen nach Nigeria) abzubauen. 
Bei Staaten, die sich gegen den Abschluss von Rückübernahmeabkommen sträuben bzw. unzumutbare Bedingungen stellen, wäre zu überlegen, ob zunächst versucht werden kann, auf darunterliegenden Ebenen („Verfahrensabsprachen“) zu beginnen um so Bewegung in den Prozess zu bringen. 
2) Feststellung der (Flug-)Reisetauglichkeit
Mit der Bestimmung des § 82 Abs. 4 AufenthG haben die zuständigen Behörden ein wichtiges Instrument in die Hand bekommen, um eine erforderliche ärztliche Untersuchung zur Klärung der (Flug-)Reisetauglichkeit notfalls auch zwangsweise durchsetzen zu können. Nach den Erkenntnissen der Bundespolizei gibt es aktuell nur sehr wenige Einzelfälle, bei denen der Vollzug der Rückführung aus diesen Gründen scheitert. Insoweit hat sich diese Regelung in der Praxis sehr bewährt.

IV. Kosten 

Der Umfang der Kostenhaftung ergibt sich u. a. aus § 67 Abs. 1 Nr. 3, wonach sämtliche durch eine erforderliche amtliche Begleitung des Ausländers entstehenden Kosten umfasst sind.
Bezüglich der Kostentragung bei Rückführungen ist aktuell auf die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 14.03.06 (1C 5/05) zu verweisen. Danach sind die Kosten, die infolge einer Begleitung durch Beamte des Zielstaates, die das Bundesverwaltungsgericht nicht als amtliche Begleitung ansieht, entstanden sind, keine Kosten im Sinne des § 67 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG sind, sondern solche nach § 67 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG. Im Hinblick darauf, dass die Kosten nach der Verwaltungspraxis – bevor sie gegenüber einem Kostenschuldner geltend gemacht werden – unterschiedlichen Kostenträgern zugeordnet werden, ist dieser Punkt derzeit nicht eindeutig geregelt. Für eine abschließende Bewertung bleiben die Urteilsgründe der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 14.03.06 (1C 5/05) abzuwarten.
V. Zusammenfassung / Ausblick 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die gesetzlichen Grundlagen für die Aufgabenerfüllung ausreichend sind. Es kommt jetzt darauf an, sie in der Praxis konsequent zu nutzen. 
Einzelne Punkte im Bereich der Rückführung erscheinen aus grenzpolizeilicher Sicht noch regelungsbedürftig. So sind beispielhaft folgende Punkte zu erwähnen:

· Beschaffung von Heimreisedokumenten:
Bzgl. der eingefügten §§ 49a und b AufenthG sowie 89a AufenthG (Fundpapierdatei) sollten die zuständigen Behörden in den die Zuständigkeit regelnden §§ 71 AufenthG aufgenommen werden. 

· Rückführung :
Die Problematik der Durchbeförderung, die auch eine Art der Außerlandesbringung ist, ist zu regeln. Dabei sollte nicht nur – in Umsetzung der Richtlinie 2003/110/EG – die Durchbeförderung auf dem Luftweg, sondern auch die Maßnahmen auf dem Landweg geregelt werden. Eine entsprechende Regelung ist in § 74a des „Entwurfs eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union“ vorgesehen.
· Kosten:
Die Erfassung von Kostenschuldnern im AZR ist bislang nicht in ausreichendem Maße berücksichtigt. Dazu sollte die Möglichkeit eröffnet werden, dass analog der in der Visadatei möglichen Erfassung von Verpflichtungsgebern künftig evtl. vorhandene Kostenschuldner (z.B. nach § 64 Abs. 2 AufenthG) oder eine eigene Kostenschuld des Ausländers (gem. §§ 66,67 AufenthG) im allgemeinen Datenbestand des AZR erfasst werden können. 

Weiterhin müssen neue Wege gefunden werden, die praktische Durchführung des Gesetzes zu verbessern. Dabei ist die Zusammenarbeit mit anderen Ministerien, Behörden und sonstige Organisationen, aber auch den europäischen Partnern, zu stärken. Ferner sollte auch überlegt werden, wie die unterschiedlichsten Handlungsfelder der Zusammenarbeit weiter verknüpft und in Abhängigkeit zum Verhalten der Zielstaaten bei der Rückführung gesetzt werden können (z.B. technische Ausstattungshilfe).  
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